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	Direktion des Innern

Amt für Grundbuch und Geoinformation




Erklärung betreffend Erwerb von Grundstücken durch Personen im Ausland
(Nur beim Erwerb von Wohneigentum und/oder Bauland zu Wohnzwecken auszufüllen)

Das unterzeichnete Organ* der Gesellschaft:

	Firma:
	     

	UID/Firmennummer:
	     

	Sitz:
	     

	Adresse:
	     

	Name, Vorname, Heimatort &

Wohnort der Unterzeichneten:
	     


erklärt in Kenntnis der Bestimmungen des Bundesgesetzes über den Erwerb von Grundstücken durch Personen im Ausland (BewG), insbesondere Artikel 2, 4, 5, 6 und 25 ff. BewG (u.a. Sanktionen bei unrichtigen Angaben resp. bei fehlender Erwerbsbewilligung etc.) gegenüber der Volkswirtschaftsdirektion des Kantons Zug (Bewilligungsbehörde) sowie der/dem Führer/in des Grundbuches und des Handelsregisters wahrheitsgemäss folgendes:
1. Sind Personen im Ausland am Kapital der Gesellschaft (Aktienkapital, Stammkapital, Genossenschaftskapital) beteiligt (als Aktionär/in, Gesellschafter/in, Genossenschafter/in etc.)?
	
	Antwort:
	     


2. Sind Personen im Ausland am aktuellen, langfristigen (überjährigen) Fremdkapital der Gesellschaft beteiligt (z.B. als Darlehensgeber/in, Hypothekargläubiger/in)?
	
	Antwort:
	     


3. Sind Personen im Ausland an der Geschäftsführung oder Verwaltung beteiligt (als Verwaltungsrat/Verwaltungsrätin, Geschäftsführer/in, Geschäftsleitungsmitglied, Direktor/in)?
	
	Antwort:
	     


4. Sind Personen im Ausland an der Finanzierung des neuen Grundstückerwerbs beteiligt (als Darlehensgeber/in, Hypothekargläubiger/in etc.)?
	
	Antwort:
	     


5. Erfolgt der Grundstückserwerb für Rechnung von Personen im Ausland (Art. 5 Absatz 1 Buchstabe d BewG)?
	
	Antwort:
	     


6. Nur beantworten, wenn bereits eine Feststellungsverfügung vorliegt: Haben sich die Beteiligungs- und Finanzierungsverhältnisse der Gesellschaft seit der letzten Feststellung der Nichtbewilligungspflicht durch die Bewilligungsbehörde verändert? Wenn ja, inwiefern?
	
	Antwort:
	     


	Ort, Datum
	Unterschrift(en)**

	     
	     


Das unterzeichnete Formular ist beim Erwerb von Wohneigentum und/oder von Bauland zu Wohnzwecken zusammen mit dem Rechtsgeschäft dem Amt für Grundbuch und Geoinformation Zug einzureichen.

*Organe sind bei
- AG: Verwaltungsrat

- GmbH: Geschäftsführung oder alle Gesellschafter/innen

- Genossenschaft: Verwaltung

- Stiftung: Stiftungsrat

- Verein: Vorstand

- Kollektivgesellschaft: Gesellschafter/innen

- Kommanditgesellschaft: Komplementäre
**Achtung! Allfällige Kollektivunterschriften beachten!

	Bundesgesetz

über den Erwerb von Grundstücken durch Personen im 
Ausland (BewG)

vom 16. Dezember 1983 (Stand am 1. Januar 2011)

Art. 2 Bewilligungspflicht

1 Personen im Ausland bedürfen für den Erwerb von Grundstücken einer Bewilligung der zuständigen kantonalen Behörde.

2 Keiner Bewilligung bedarf der Erwerb, wenn:

a. das Grundstück als ständige Betriebsstätte eines Handels-, Fabrikations- oder eines anderen nach kaufmännischer Art geführten Gewerbes, eines

Handwerksbetriebes oder eines freien Berufes dient;

b. das Grundstück dem Erwerber als natürlicher Person als Hauptwohnung am Ort seines rechtmässigen und tatsächlichen Wohnsitzes dient; oder

c. eine Ausnahme nach Artikel 7 vorliegt.

3 Beim Erwerb von Grundstücken nach Absatz 2 Buchstabe a können durch Wohnanteilvorschriften vorgeschriebene Wohnungen oder dafür reservierte Flächen miterworben werden.
Art. 4 Erwerb von Grundstücken

1 Als Erwerb eines Grundstückes gilt:

a. der Erwerb des Eigentums, eines Baurechts, eines Wohnrechts oder der Nutzniessung an einem Grundstück;

b. die Beteiligung an einer vermögensfähigen Gesellschaft ohne juristische Persönlichkeit, deren tatsächlicher Zweck der Erwerb von Grundstücken ist;

c. der Erwerb des Eigentums oder der Nutzniessung an einem Anteil an einem Immobilienanlagefonds, dessen Anteilscheine auf dem Markt nicht regelmässig gehandelt werden, oder an einem ähnlichen Vermögen;

d. aufgehoben

e. der Erwerb des Eigentums oder der Nutzniessung an einem Anteil an einer juristischen Person, deren tatsächlicher Zweck der Erwerb von Grundstücken ist, sofern die Anteile dieser juristischen Person nicht an einer Börse in der Schweiz kotiert sind;

f. die Begründung und Ausübung eines Kaufs-, Vorkaufs- oder Rückkaufsrechts an einem Grundstück oder an einem Anteil im Sinne der Buchstaben b, c und e;

g. der Erwerb anderer Rechte, die dem Erwerber eine ähnliche Stellung wie dem Eigentümer eines Grundstückes verschaffen.

2 Als Erwerb eines Grundstückes gilt auch, wenn eine juristische Person oder eine vermögensfähige Gesellschaft ohne juristische Persönlichkeit ihren statutarischen oder tatsächlichen Sitz ins Ausland verlegt und Rechte an einem Grundstück beibehält, das nicht nach Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe a bewilligungsfrei erworben werden kann.
Art. 5 Personen im Ausland

1 Als Personen im Ausland gelten:

a. Staatsangehörige der Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft oder der Europäischen Freihandelsassoziation, die ihren rechtmässigen und tatsächlichen Wohnsitz nicht in der Schweiz haben;

abis. Staatsangehörige anderer ausländischer Staaten, die nicht das Recht haben, sich in der Schweiz niederzulassen;

b. juristische Personen oder vermögensfähige Gesellschaften ohne juristische Persönlichkeit, die ihren statutarischen oder tatsächlichen Sitz im Ausland haben;

c. juristische Personen oder vermögensfähige Gesellschaften ohne juristische Persönlichkeit, die ihren statutarischen und tatsächlichen Sitz in der Schweiz haben und in denen Personen im Ausland eine beherrschende Stellung innehaben;

d. natürliche und juristische Personen sowie vermögensfähige Gesellschaften ohne juristische Persönlichkeit, die nicht Personen im Ausland nach den Buchstaben a, abis und c sind, wenn sie ein Grundstück für Rechnung von Personen im Ausland erwerben.
Art. 6 Beherrschende Stellung

1 Eine Person im Ausland hat eine beherrschende Stellung inne, wenn sie aufgrund ihrer finanziellen Beteiligung, ihres Stimmrechtes oder aus anderen Gründen allein oder gemeinsam mit anderen Personen im Ausland die Verwaltung oder Geschäftsführung entscheidend beeinflussen kann.

2 Die Beherrschung einer juristischen Person durch Personen im Ausland wird vermutet, wenn diese:

a. mehr als einen Drittel des Aktien-, Stamm- oder Genossenschaftskapitals besitzen;


	b. über mehr als einen Drittel der Stimmen in der General- oder Gesellschafterversammlung verfügen;

c. die Mehrheit des Stiftungsrates oder der Begünstigten einer Stiftung des privaten Rechts stellen;

d. der juristischen Person rückzahlbare Mittel zur Verfügung stellen, die mehr als die Hälfte der Differenz zwischen den Aktiven der juristischen Person und ihren Schulden gegenüber nicht bewilligungspflichtigen Personen ausmachen.

3 Die Beherrschung einer Kollektiv- oder Kommanditgesellschaft durch Personen im Ausland wird vermutet, wenn eine oder mehrere von ihnen:

a. unbeschränkt haftende Gesellschafter sind;

b. der Gesellschaft als Kommanditäre Mittel zur Verfügung stellen, die einen Drittel der Eigenmittel der Gesellschaft übersteigen;

c. der Gesellschaft oder unbeschränkt haftenden Gesellschaftern rückzahlbare Mittel zur Verfügung stellen, die mehr als die Hälfte der Differenz zwischen den Aktiven der Gesellschaft und ihren Schulden gegenüber nicht bewilligungspflichtigen Personen ausmachen.

Art. 25 Widerruf der Bewilligung und nachträgliche Feststellung der Bewilligungspflicht

1 Die Bewilligung wird von Amtes wegen widerrufen, wenn der Erwerber sie durch unrichtige Angaben erschlichen hat oder eine Auflage trotz Mahnung nicht einhält.

1bis Die Bewilligungspflicht wird von Amtes wegen nachträglich festgestellt, wenn der Erwerber einer zuständigen Behörde, dem Grundbuchverwalter oder dem Handelsregisterführer über Tatsachen, die für die Bewilligungspflicht von Bedeutung sind, unrichtige oder unvollständige Angaben gemacht hat.

2 Sanktionen nach dem Ausländerrecht bleiben vorbehalten.
Art. 26 Unwirksamkeit und Nichtigkeit

1 Rechtsgeschäfte über einen Erwerb, für den der Erwerber einer Bewilligung bedarf, bleiben ohne rechtskräftige Bewilligung unwirksam.

2 Sie werden nichtig, wenn:

a. der Erwerber das Rechtsgeschäft vollzieht, ohne um die Bewilligung nachzusuchen oder bevor die Bewilligung in Rechtskraft tritt;

b. die Bewilligungsbehörde die Bewilligung rechtskräftig verweigert oder widerrufen hat;

c. der Grundbuchverwalter oder Handelsregisterführer die Anmeldung abweist, ohne dass die Bewilligungsbehörde die Bewilligung vorgängig verweigert hat;

d. die Steigerungsbehörde den Zuschlag aufhebt, ohne dass die Bewilligungsbehörde die Bewilligung vorgängig verweigert hat.

3 Unwirksamkeit und Nichtigkeit sind von Amtes wegen zu beachten.

4 Sie haben zur Folge, dass:

a. versprochene Leistungen nicht gefordert werden dürfen;

b. Leistungen innerhalb eines Jahres zurückgefordert werden können, seit der Kläger Kenntnis von seinem Rückforderungsanspruch hat, oder innerhalb eines Jahres seit Abschluss eines Strafverfahrens, spätestens aber innerhalb von zehn Jahren seit die Leistung erbracht worden ist;

c. von Amtes wegen auf Beseitigung eines rechtswidrigen Zustandes geklagt wird.
Art. 28 Umgehung der Bewilligungspflicht

1 Wer vorsätzlich ein mangels Bewilligung nichtiges Rechtsgeschäft vollzieht oder als Erbe, der für den Erwerb der Bewilligung bedarf, nicht fristgerecht um diese

nachsucht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe bestraft.

2 Handelt der Täter gewerbsmässig, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe nicht unter 180 Tagessätzen.

3 Handelt der Täter fahrlässig, so ist die Strafe Busse bis zu 50 000 Franken.

4 Stellt der Täter den ursprünglichen Zustand wieder her, so kann der Richter die Strafe mildern.
Art. 29 Unrichtige Angaben

1 Wer vorsätzlich einer zuständigen Behörde, dem Grundbuchverwalter oder dem Handelsregisterführer über Tatsachen, die für die Bewilligungspflicht oder für die Bewilligung von Bedeutung sind, unrichtige oder unvollständige Angaben macht oder einen Irrtum dieser Behörden arglistig benutzt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe bestraft.

2 Wer fahrlässig unrichtige oder unvollständige Angaben macht, wird mit Busse bis zu 50 000 Franken bestraft.
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